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Vorwort 

Wer von symbolischer Gesetzgebung spricht, tut dies meist, um dem Gesetz-
geber mangelnde Wirksamkeit seiner Tätigkeit, Täuschung des Bürgers oder Ver-
schleierung wahrer Absichten vorzuhalten. Das Thema berührt damit zahlreiche 
rechtstheoretische und rechtssoziologische Aspekte, etwa die gesetzgeberischen 
Intentionen, die Effektivität von Gesetzen und ihre Wahrnehmung durch die Bür-
ger. Hinzu kommt die Frage nach den Entstehungsbedingungen des Phänomens 
symbolischer Gesetzgebung, die tief in die Materien des politischen Prozesses und 
der Ausprägung politisch relevanter gesellschaftlicher Interessen hineinreicht. 

Die damit aufgeworfenen Probleme sind nicht spezifisch rechtlicher Natur: Sie 
betreffen nicht die innere Struktur des Rechts, sondern seine Entstehung und Wir-
kung im gesellschaftlichen Kontext. Für diese Untersuchung wird daher eine - auf 
das Recht bezogen - externe Perspektive eingenommen und das Recht mit dem 
Blick des Soziologen analysiert. Die vorliegende Arbeit versteht sich daher in 
erster Linie als ein Beitrag zur Rechtssoziologie. 

Anders als in bestehenden Untersuchungen soll vorliegend der Versuch unter-
nommen werden, eine theoretische Erklärung symbolischer im Unterschied zu 
nicht symbolischer Gesetzgebung zu leisten und diese zugleich anhand dreier Fall-
studien aus dem deutschen Umweltrecht zu exemplifizieren. Die Basis dafür bildet 
die Ökonomische Theorie der Politik, die in ihrem Kern das Verhalten gesetz-
gebungsrelevanter Akteure durch deren rationale, eigennutzorientierte Überlegun-
gen (Rational Choice) zu erklären sucht. Schlüsselvariablen des Erklärungsmodells 
umfassen die Struktur des umweltrechtlichen Regelungsproblems, Kosten und 
Nutzen eines Umweltproblems wie auch der geplanten Gesetzgebung, die öffent-
liche Aufmerksamkeit an einem gesetzgebungsrelevanten Thema, dessen Komple-
xität, die Interessen und Machtpositionen beteiligter Akteure sowie die Komplexi-
tät des Adressatenkreises. Ein so breites Variablenspektrum zwingt zu einer inter-
disziplinären Analyse. Neben klassisch rechtssoziologischer Vorgehensweise fin-
den auch Methoden und Erkenntnisse der allgemeinen Soziologie, der Politologie, 
der Umweltökonomie sowie der jeweils umweltrechtlich relevanten Naturwissen-
schaften Eingang; nicht zuletzt spielt auch die Rechtsdogmatik bei der Auslegung 
von Gesetzesvorschriften eine Rolle. Der Erfolg der vorliegenden Analyse - so es 
denn einer ist - beruht ganz wesentlich auf dieser Integration von Nachbarwissen-
schaften in die Rechtssoziologie. 

Die vorliegende Arbeit entstand in den Jahren 1999 bis 2001 am Institut für 
Technik- und Umweltrecht der Technischen Universität Dresden und wurde im 
darauffolgenden Jahr an der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der TU Dresden als 



6 Vorwort 

Dissertation angenommen. Die Umstände ihrer Entstehung hätten kaum besser 
sein können. Mein Doktorvater, Professor Martin Schulte, gewährte mir alle nur 
erdenklichen Spielräume, das Thema auf meine Weise anzugehen - auch da, wo 
wir in theoretischer Hinsicht unterschiedlicher Auffassung sind. Für diese Offen-
heit, allein auch für seine Bereitschaft, einen diplomierten Geoökologen als Dokto-
randen anzunehmen, schulde ich ihm großem Dank. Meinem Zweitgutachter, Pro-
fessor Knut Amelung (TU Dresden), und meinem Drittgutachter, Professor Bernd 
Hansjürgens (Umweltforschungszentrum Leipzig/Halle), danke ich für ihre wert-
vollen Anregungen. 

Die Volkswagen-Stiftung, Hannover, hat diese Arbeit als Forschungsprojekt in 
ihrem Förderschwerpunkt "Recht und Verhalten" mit einem zweijährigen Dokto-
randenstipendium und einer Druckkostenbeihilfe gefördert. Auch ihr gebührt mein 
Dank - besonders Herrn Dr. Hagen Hof, der dem Projekt mit Rat und Tat (wissen-
schaftlich wie praktisch) zur Seite stand. Im Rahmen des Forschungsprojektes 
konnte im März 2001 ein interdisziplinärer Workshop zu symbolischer Umwelt-
gesetzgebung in Dresden stattfinden, auf dem Juristen, Ökonomen, Soziologen, 
Politologen und Praktiker der Umweltverwaltung das ihre dazu beitrugen, die theo-
retische und empirische Basis der Arbeit zu verbessern. 

Die vorliegende Arbeit wäre nicht entstanden ohne die zahlreichen Anregungen, 
die ich während dreier Sommerakademien als Stipendiat der Studienstiftung des 
deutschen Volkes zu verschiedenen rechtswissenschaftlichen Themen erhalten 
habe und die mein Interesse für die Juristerei erst geweckt und dann weiter be-
fördert haben. Der Studienstiftung und den Referenten der Sommerakademien sei 
dafür noch einmal herzlich gedankt. 

Zahlreiche Personen haben durch Gespräche, Diskussionen und kritische Kom-
mentare meiner Ideen dazu beigetragen, das Profil der Arbeit zu schärfen. Herzlich 
danken möchte ich Professor Antonis Chanos (Pantheon-Universität, Athen), Re-
gierungsdirektor Dr. Harald Keiter (Umweltbundesamt, Berlin), Professor Joachim 
Lege (TU Dresden), Regierungsdirektor Dr. Hans-Heinrich Lindemann (Umwelt-
bundesamt, Berlin), Professor Marcelo Neves (Universität Flensburg), Dr. Rainer 
Schröder (TU Dresden), Dr. Michael Tietze (Dresden), Professor Rüdiger Voigt 
(Universität der Bundeswehr, München) sowie Dr. Steffen Wesehe (Karlsruhe). 

Meinen Eltern danke ich für ihre finanzielle Unterstützung. Herzlich danken 
möchte ich auch meiner Freundin Antje Schulze für ihre Geduld an arbeitsreichen 
Tagen; ihre Beharrlichkeit, die Zahl der Fremdwörter und die Länge der Sätze 
nicht noch weiter auszudehnen und für vieles andere, das sich in Worten nicht aus-
drücken läßt. 

Nicht zuletzt gilt mein Dank den zahlreichen, hier nicht namentlich genannten 
Experten aus Politik und Verwaltung, die mir ihre Zeit für ausführliche und sehr 
fruchtbare persönliche Gespräche zur Verfügung stellten und die damit wesentlich 
zum Ertrag der empirischen Untersuchung beigetragen haben. 

Osnabrück, im Dezember 2002 Jens Newig 
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Teil 1 

Einleitung 

A. Das Problem symbolischer Umweltgesetzgebung 

Obwohl das Umweltrecht der letzten Jahrzehnte sicherlich zu einer allgemeinen 
Verbesserung der Umweltqualität in Deutschland beigetragen hat l , werden zahl-
reiche Umweltprobleme2 nicht oder zumindest nicht wirksam rechtlich geregelt. 
Dabei mangelt es nicht an Gesetzen: Das Umweltrecht stellt inzwischen ein extrem 
komplexes juristisches Regelwerk dar, und die Zahl der jährlich hinzukommenden 
Normen zeugt nach wie vor von einer intensiven gesetzgeberischen Tätigkeit3 . 

Es scheint vielmehr, daß einige der erlassenen Gesetze ihren oft anspruchsvollen 
Zielen nicht gerecht werden, etwa weil die nötigen Durchführungsbestimmungen 
fehlen oder die vorhandenen schlecht umsetzbar sind. Oftmals entsteht dabei der 
Eindruck, daß diese Unwirksamkeit vom Gesetzgeber durchaus gewollt ist oder 
zumindest in Kauf genommen wird, daß es ihm also eher darauf ankommt, den An-
schein von Handlungsfähigkeit zu erwecken, als die vorliegenden Probleme wirk-
lich zu lösen. 

Vorausgesetzt, dieses allgemein unter dem Begriff "symbolische Gesetzgebung" 
zusammengefaßte Phänomen tritt im Umweltrecht tatsächlich gehäuft auf, so ist 
dies doch in gewisser Weise verständlich. Angesichts der vielschichtigen natur-
wissenschaftlichen, technischen, sozialen, politischen, juristischen und wirtschaft-
lichen Implikationen der "Umweltproblematik" wird es für Laien zunehmend 
schwierig, die Ursachen der heutigen Umweltprobleme sowie die Auswirkungen 

I So ging die Belastung der Luft mit Staub und Schwefeldioxid erheblich zurück; die 
Qualität von Fließgewässern (z. B. gemessen am Artenreichtum) ist deutlich angestiegen. 
Vgl. UBA (1997), S. 147,262. 

2 Erinnert sei nur an den weiterhin steigenden Ausstoß von Treibhausgasen durch die Ver-
brennung fossiler Energieträger und an die schleichende Belastung des Bodens und des 
Grundwassers mit Dünge- und Pflanzenschutzmitteln aus der Landwirtschaft sowie mit orga-
nischen und anorganischen Giften aus den Sickerwässern von Mülldeponien. Vgl. UBA 
(1997), S. 94, 270 ff., 77. 

3 Die Anzahl der Gesetzgebungsvorhaben (einschließlich Rechtsverordnungen und Allge-
meinen Verwaltungsvorschriften) im Umweltrecht betrug allein auf Bundesebene in der 
8. Wahlperiode 19, in den folgenden Wahlperioden jeweils 8, 39, 59, 68 und schließlich 41 in 
der 13. Wahlperiode (Quelle: DIP - Das Informationssystem für Parlamentarische Vorgänge; 
http://dip.bundestag.de). 
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rechtlicher Regelungen auf die Umweltqualität beurteilen zu können4 . Außerdem 
ist das Themenfeld Umweltverschmutzung/Umweltschutz durch eine stark emo-
tional geführte öffentliche Debatte5, zumal im oft erwähnten Spannungsfeld Öko-
nomie - Ökologie, geprägt. Beides motiviert die Verwendung verkürzender und 
vereinfachender Symbole, um die Bedürfnisse bestimmter Interessengruppen bzw. 
der Öffentlichkeit insgesamt zu befriedigen. 

Symbolische Gesetzgebung wird jedoch in erster Linie als Problem wahrgenom-
men und demzufolge in der Literatur unter dem Rubrum "mißglücktes Gesetz,,6 
oder "gesetzgeberische Fehlleistung"7 thematisiert. Sie sei "in hohem Maße ideo-
logieanfällig" und könne manipulative Handlungsenergie freisetzen8. In der Tat 
darf bezweifelt werden, ob ein Gesetz, das in täuschender Weise etwas anderes 
vorgibt zu bewirken, als tatsächlich intendiert ist, noch grundlegenden rechtsstaat-
lichen Prinzipien genügt. Denn der Rechtsstaat soll den Bürger gerade vor einer 
"Instrumentalisierung des Rechts für falsche Suggestionen" schützen9. Auch 
scheint es fraglich, ob Gesetze, deren rechtsnormative Ineffektivität bereits vom 
Gesetzgeber antizipiert wird, noch dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ent-
sprechen, der ja eine Geeignetheit der getroffenen Maßnahme zur Erreichung des 
postulierten Ziels verlangt lO• Und schließlich kann auch das Verfassungsgebot der 
Wirtschaftlichkeit 11 verletzt sein, wenn der Gesetzgeber wider besseres Wissen ab-
sehbar wirkungslose Regelungen verabschiedet, wobei schon das Gesetzgebungs-
verfahren, mehr aber noch der im Zuge einer versuchten Umsetzung durch die 
Vollzugsbehörden entstehende Verwaltungsaufwand Kosten verursacht 12. Ob vor 
dem Hintergrund dieser Überlegungen symbolische Gesetze generell als verfas-

4 "Wenn unter Durchschnittsbürgern Öko-Fragen erörtert werden und über die Ursachen 
der Umweltzerstörung debattiert wird, herrschen allenthalben Verwirrung und Ratlosigkeit. 
Da mischen sich Fernsehaufnahmen, eigene Beobachtungen und Zeitungsnotizen zu einer 
Melange aus fragmentiertem Wissen und diffusen Ängsten. War das Kratzen im Hals letzten 
Sommer eine gesundheitliche Reaktion auf den grassierenden Ozonsmog? Wird das Wald-
sterben mittlerweile nicht schon in dem zerrupften Kiefernhain am Stadtrand sichtbar? ( ... ) 
Auf die meisten dieser Fragen gibt es keine klaren Antworten - weder im Großen noch im 
Kleinen. Denn quer durch alle Disziplinen, ob unter Atomexperten, Toxikologen oder Medi-
zinern, toben Glaubenskriege, die besorgte Bürger vollends verunsichern müssen" (Der Spie-
gel, 25. 09.1995, S. 42). Grundlegend bereits Beck (1986). 

5 "Environment ( ... ) is the trees and the bees and the many symbolic and actual depen-
dencies we have on them; even more grandly ,environment' signifies the political and cultural 
conflicts over the interpretation and values placed upon the material world we inhabit" 
(Berkhout 1999, p. 209). 

6 Diederichsen (1997), S. 165. 
7 Pawlowski (1986), S. 353. 
8 Kindermann (1989), S. 259. 
9 Siehe hierzu Lübbe-Wolff (2000b), S. 231 f. 
10 Lübbe-Wolff(2000b), S. 233. 
11 Vgl. Fischer-Menshausen (1996), Art. 114, Rn. 17. 
12 Hierzu Peter (1998). 
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sungswidrig abzuqualifizieren sind, mag hier dahinstehen 13; jedenfalls erscheinen 
sie unter rechtlichen Gesichtspunkten als höchst problematisch. 

Neben diesen spezifisch rechtlichen Aspekten stellt symbolische Gesetzgebung 
auch aus der Sicht des Umweltschutzes l4 ein offenkundiges Problem dar. Außer 
dem absehbaren Wirkungsdefizit symbolischer Umweltgesetzgebung (das jedoch 
auch auf andere ineffektive, nicht spezifisch symbolische, Gesetzgebung zutrifft) 
ist vor allem deren Verhinderungswirkung von Belang: Dadurch, daß Umwelt-
probleme als gelöst scheinen oder zumindest als in Angriff genommen, sinkt 
möglicherweise die Neigung, effektive Maßnahmen zu ergreifen, die in der Lage 
wären, vorliegende Mißstände tatsächlich zu verbessern. 

B. Zielsetzung und Gang der Untersuchung 

Der Erkenntnisgegenstand der vorliegenden Untersuchung ist aus zwei Perspek-
tiven zu beleuchten: In rechtswissenschaftlicher Perspektive ist es von großem 
Interesse, über die Entstehung und Wirkung von Normen zu erfahren, die sich an-
gesichts ihrer intendierten Wirkungslosigkeit zumindest am Rande der Verfas-
sungsmäßigkeit bewegen. Der Fokus liegt somit auf dem einzelnen Gesetz, seiner 
Entstehungsgeschichte und seinen Folgen. Aus (umwelt-)politikwissenschaftlicher 
Warte liegt das Hauptaugenmerk auf den bedingenden Faktoren mehr oder weniger 
"erfolgreicher" Umweltpolitik ls. Der Blickwinkel ist insofern ein weiterer, als 
nach den gesamtgesellschaftlichen Voraussetzungen für das Zustandekommen tat-
sächlicher Verbesserungen der Umweltqualität gefragt wird. Das einzelne Gesetz 
kann hierbei, muß aber nicht, eine entscheidende Rolle spielen; vielmehr wird die 
Rolle von Gesetzgebung selbst zum Gegenstand der Frage. 

Beide Perspektiven überschneiden sich in einem weiten Bereich des Erkenntnis-
interesses und sind - davon wird hier ausgegangen - auch methodisch weitgehend 
miteinander vereinbarl6. Für das Vorgehen bedeutet dies konkret, daß, ausgehend 
von zwei Fällen mutmaßlich ineffektiv-symbolischer und einem Fall mutmaßlich 
effektiver Gesetzgebung, diese Gesetzgebungsvorhaben jeweils in einem größeren 
gesellschaftlichen Kontext umweltpolitischer Problemwahmehmung und -ver-
arbeitung analysiert werden, der zeitlich vom Auftreten der Problemursachen bis 

13 Ein direkter Nachweis der Verfassungswidrigkeit wird in den allermeisten Fällen schei-
tern; vgl. etwa Lübbe-Wolff (200ob), S. 234 f.; bejahend zum Ozongesetz aber Schlette 
(1996), S. 327 ff. sowie Beaucamp (1999), S. 172. 

14 Der Begriff Umweltschutz soll hier in einern weiteren Sinne verwendet werden. Er um-
faßt sowohl den Schutz der belebten und unbelebten Umwelt des Menschen als auch - mehr 
oder weniger direkt - den Schutz der menschlichen Gesundheit, etwa vor Verunreinigungen 
der Atemluft und der Nahrungsmittel. 

15 Vgl. Jänicke/Weidner (1995), S. 13 ff. 
16 Zu einern mehrperspektivischen Zugang zum Recht vgl. Schulte (1993), S. 325 ff. 
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